
OLDENBURG
Kassensys-

tem sollen Restaurantbe-
treiber in Niedersachsen
Steuern in Millionenhöhe

erzogen haben. Wie
Staatsanwaltschaft

g mitteilte, hat
e Zentralstelle

Wirtschaftsstrafsa-
e gegen zwei

von 56

Ermittler werfen ihnen
Beihilfe

Steuerhinterziehung
vor. Die Männer sitzen seit

2018 in Untersu-

Laut Anklagebehörde
sollen die Brüder ein com-

ergestütztes Kassen-
system für Restaurants

s-
weit verkauft haben, das

standsfreie Löschun-
gen zulässt. Die Kasse

s Einnahmen zunächst

sollen so in
zwischen 2012

2018 Steuern in Höhe
von rund sechs Millionen
Euro hinterzogen haben.

sweit könnten
1000 Restau-

rantbetreiber solch mani-
e Kassen benutzt

sagte Thorsten
Stein von der Staatsan-

ordnungsgemäß erfasst
später storniert wer-

können. 
Durch ein im System

es Manipulati-
tool könnten Einnah-

gezielt der Besteue-
ogen werden.

Acht Restaurantbetreiber,
d-

Papenburg und

IN KASSE: Manipulationen sollen ab 2020 nicht 
sein. Foto: dpa

Kein Gefährder in Abschiebehaft
FDP kritisiert Vorgehen des Innenministeriums. Vorwurf: Überwachung erfordert hohen Polizeieinsatz.

DER NORDEN

Hirschkuh landet tot 
auf dem Beifahrersitz
SEESEN Bei einem spektakulären 
Wildunfall bei Seesen ist eine 

schkuh durch die Windschutz-
scheibe eines Autos geschleudert 
worden und tot auf dem Beifahrer-

gelandet. Der Fahrer (42) sei 
Wunder unverletzt 

geblieben und mit dem Schrecken 
davon gekommen, teilte die Polizei 

. Nach Angaben der Ermittler 
war die Hirschkuh auf einer Bundes-
straße plötzlich vor das fahrende 
Auto gesprungen. Das Tier wurde  

zerberstende Frontschei-
Fahrzeuginnere geschleudert.

Lkw rast auf Steilstück 
viermal schneller als erlaubt
BAD HARZBURG Auf einer 
Gefällstrecke im Harz ist ein 
Sattelzug gut viermal schneller 
gefahren als erlaubt. Der Fahrer sei 

Steilstück der B 4 zwi-
schen Torfhaus und Bad Harzburg 
statt der erlaubten 20 Stundenkilo-

fast Tempo 90 gefahren, so 
Polizei. Die Beamten beobachte-

ten zudem, wie der Lastwagen 
sogar noch ein Auto überholte. An 

Messanlage bremste der 
Fahrer zwar bis auf Tempo 20, gab 

.  

Millionenbetrug mit 
manipulierten Kassen
Brüder sollen ihr System bundesweit verkauft haben

waltschaft Oldenburg.
Schätzung über den

s-
weit entstandenen Scha-

es nicht. „Die
d erheblich

sein“, sagte Stein. Andere
Staatsanwaltschaften sei-

. „Wir haben
sweit gestreut.“

Falle einer Verurtei-
droht ihnen nach

Staatsan-
waltschaft eine mehrjähri-
ge Freiheitsstrafe.

Der Betrug mit manipu-
Laden- und Restau-

rantkassen gilt in
Deutschland als ein weit
verbreitetes Problem.

Schätzungen staatli-
Stellen liegen die

verursachten
Schäden bei jährlich bis zu
zehn Milliarden Euro. Ab
2020 sind deshalb nur

gesi-
e Ladenkassen

Pflegekammer: Nun haben die 
Verwaltungsgerichte das Wort

seiner Klage will er feststellen las-
sen, dass sich die Kammerpräsi-
dentin nicht ohne Beschluss der
Kammer über Binnenkonflikte
äußern dürfe. 

In einer zweiten Klage wehrt
sich eine Krankenhaus-Controlle-
rin vor dem Verwaltungsgericht
Osnabrück gegen ihre Zwangsmit-
gliedschaft. Sie hatte vor dem
Betriebswirtschaftsstudium eine
Ausbildung als Krankenschwester
absolviert. Für Kai Boeddinghaus,
bffk-Geschäftsführer, liegt der
Verdacht nahe, dass die Institution
es auf Bezieher von höheren Ein-
kommen abgesehen habe. ton

OSNABRÜCK. Seit Wochen steht
die Pflegekammer Niedersachsen
in der Kritik. Nun werden sich auch
die Verwaltungsgerichte mit der
umstrittenen Institution beschäf-
tigen. Der Bundesverband für freie
Kammern (bffk) teilte mit, dass er
zwei Klagen gegen die Pflegekam-
mer unterstütze. Soll heißen: Der
bffk leistet vor Gericht seinen Mit-
gliedern Beistand.

Vor dem Verwaltungsgericht
Hannover klagt Stefan Cornelius.
Er hatte eine Petition gegen die
Zwangsmitgliedschaft in der Kam-
mer initiiert. Mehr als 40 000 Leu-
te unterschrieben die Petition. In

Mutter getötet: 
13 Jahre Haft
OSNABRÜCK. Für den Totschlag an
seiner Mutter hat das Landgericht
Osnabrück einen Mann zu 13 Jahren

verurteilt. Das Gericht sah es als
erwiesen an, dass der 32-Jährige
Ende März 2018 seiner Mutter mit

Brechstange mindestens zehn
Schläge gegen den Kopf versetzt hat-
te. Einen Teil der Leiche der 61-Jähri-
gen habe der Mann im Wohnzimmer-
kamin verbrannt, andere in der Gara-
ge gelagert.

Das Motiv blieb unklar. Der Ange-
e hatte sich nicht geäußert.

Daher konnte das Gericht auch nicht
d erkennen, der

ursprünglich angeklagt war.

vanten Personen in Nieder-
sachsen“ im „oberen mittle-
ren Bereich“ ein.

Die meisten sind Deut-
sche. Dazu kommen – jeweils
im einstelligen Bereich –
Libanesen, Syrer, Türken,
Algerier, Iraker, Kasachen,
Polen, Nigerianer, Russen und
Sudanesen

erklärte die Landesregierung
auf eine FDP-Anfrage. Als
„Relevante Personen“ gelten
Menschen, die im terroristi-
schen Spektrum die Rolle
eines Unterstützers, Logisti-
kers oder Finanziers einneh-
men. 

Die Landesregierung stuft
insgesamt die Zahl der „Rele-

In Niedersachsen gibt es
außerdem eine Reihe „Rele-
vanter Personen“, die
Deutschland eigentlich ver-
lassen müssen. Doch auch
sie sind auf freiem Fuß statt in
Abschiebehaft. Es handele
sich in dieser Kategorie um
eine „niedrige einstellige
Anzahl“ Ausreisepflichtiger,

Gefährder mit libanesischer,
syrischer, türkischer, tunesi-
scher, algerischer und georgi-
scher Staatsbürgerschaft.
Ihre Anzahl liegt jeweils im
„einstelligen Bereich“. In der
Größenordnung bewege sich
auch die Zahl der Gefährder,
deren Staatsbürgerschaft
nicht geklärt ist. 

sachsen 65 Personen als
Gefährder eingestuft worden,
im vergangenen Jahr waren
es 64. 

Die Zahl der Gefährder mit
deutscher Staatsangehörig-
keit bewegt sich in Nieder-
sachsen im „unteren zwei-
stelligen Bereich“, so die Lan-
desregierung. Dazu kommen

HANNOVER. Niedersach-
sen lässt ausreisepflichtige
ausländische Gefährder an
der langen Leine laufen. Keine
der Personen, denen Sicher-
heitsbehörden einen terroris-
tischen Anschlag zutrauen
und die Deutschland verlas-
sen müssen, befindet sich
zurzeit in Abschiebehaft.
Nach Angaben der Landesre-
gierung handelt es sich um
eine „niedrige einstellige
Anzahl“ Gefährder, die zur
Ausreise aufgefordert wurde.
Eine konkrete Zahl wird aller-
dings nicht genannt. 

Der Chef der FDP-Land-
tagsfraktion, Stefan Birkner,
kritisiert die Praxis des Innen-
ministeriums, ausreisepflich-
tige Gefährder in Niedersach-
sen in Freiheit zu lassen: „Sie
zu überwachen, erfordert
einen hohen Personaleinsatz
von der Polizei.“ Und dennoch
besteht die Gefahr, dass die
Betroffenen statt auszurei-
sen abtauchen. „Das führt
dazu, dass sich die Sicher-
heitslage verschlechtert“,
befürchtet Birkner. Der Libe-
rale fordert deshalb vom
Innenministerium: „Man
muss zumindest prüfen, ob
jeder ausreisepflichtige
Gefährder in Abschiebehaft
genommen werden kann.“ 

Statt konkrete Zahlen zu
nennen macht die Landesre-
gierung nur vage Angaben,
was die Gesamtzahl der
Gefährder in Niedersachsen
angeht. Man geht von einer
Größenordnung „im mittle-
ren zweistelligen Bereich“
aus. Mitte 2017 waren vom
Landeskriminalamt Nieder-
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: Ein 

Beamter vor 

JVA 
ver in 

Langenhagen. 
Gefährder 

zt dort 
zeit nicht in 
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Regierung schaltet 
Brexit-Hotline
HANNOVER Landesregierung 
schaltet ab Freitag eine Info-Hotline 

EU-Austritt Groß-
. Unter der Nummer 

/ 120 97 77 können Bürger 
ags bis freitags von 7 Uhr bis 

agen, welche Folgen der 
Brexit für sie haben könnte. „Wir 
erwarten insbesondere Fragen zu 

gerungsverfah-
ren sowie künftige Reise- und 
Aufenthaltsmöglichkeiten“, sagte 
Europaministerin Birgit Honé 

von einem 
sweit einmaligen Angebot.

hrichten Neue Presse


